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Campus

Europa auf einem Bierdeckel
Die Römerberggespräche fragten in Kooperation mit den »Normativen Ordnungen«  
nach einer souveränen Idee für die Zukunft des Kontinents.

L ast Exit nach dem Brexit – Ist Europa 
noch zu retten?“ So lautete der Titel 
der jüngsten Ausgabe der Römerberg-
gespräche im Chagallsaal des Schau-

spiel Frankfurt. Sie fanden vor den Wahlen 
statt. Auf dem Programm standen Themen 
ganz grundsätzlicher Natur. „‚Souveränität 
Europas‘ oder zurück zum Nationalstaat? 
Mögliche Szenarien für die Zukunft der Eu-
ropäischen Union“ hieß beispielhaft der Vor-
trag von Stefan Kadelbach, Professor für 
Öffentliches Recht, Europarecht und Völker-
recht an der Goethe-Universität und Mitglied 
des Exzellenzclusters „Die Herausbildung 
normativer Ordnungen“. 

Der geistes- und sozialwissenschaftliche 
Forschungsverbund an der Goethe-Universi-
tät gehörte auch dieses Mal zu den Koopera-
tionspartnern der öffentlichen Vortrags- und 
Diskussionsveranstaltung. Die begrüßenden 
Worte sprach die Frankfurter Kulturdezer-
nentin Ina Hartwig. Die Moderation hatte Alf 
Mentzer vom Hessischen Rundfunk. Die Ver-
anstaltung traf auf Resonanz, nur wenige 
Plätze im Chagallsaal blieben leer.

Herausforderungen aus eigener Kraft 
begegnen
Stefan Kadelbach ist auch Direktor des Wil-
helm Merton-Zentrums für Europäische In-
tegration an der Goethe-Universität. Das von 
ihm aufgegriffene Schlagwort einer „Souve-
ränität Europas“ stammt von Emmanuel 
Macron. In seiner berühmten Rede an der 
Sorbonne im September 2017 zielte der 
französische Staatspräsident damit auf die 
gemeinsame Fähigkeit, sich nicht treiben  
zu lassen von den Herausforderungen, die  
die globale Politik, Wanderungsbewegungen, 
neue Technologien und Veränderungen der 
Umwelt mit sich bringen, sondern ihnen aus 
eigener Kraft zu begegnen. 

Das Gegenbild zu dieser „Souveränität“, 
so Stefan Kadelbach, sei der Weg zurück in 
den Nationalstaat wie beim Brexit. „Die Eu-
ropäische Union ist eine Form, Probleme zu 
bewältigen, die für ihre Mitglieder je für sich 
nicht oder nicht in gleicher Weise zu lösen 
sind“, betonte Kadelbach. Die EU müsse aus 
sich heraus so überzeugend sein, dass ein 
Ausstieg als Alternative nicht attraktiv sei. 

Kadelbach plädierte für eine Fortentwick-
lung der europäischen Verfassung. Dazu ge-
höre, so der Europarechtler: Die Spitzenkan-
didaten der Parteifamilien sollten mit einem 
eigenen politischen Programm in den Euro-
pawahlkampf gehen können, eine Koalition 
im Europäischen Parlament müsste die Zu-
sammensetzung der Kommission bestimmen 
können. Die Parteien müssten mit politischen 
Programmen Wahlkampf machen, und die 
Wahlkämpfe sollten nicht, wie auch dieses 
Mal wieder, auf ein simples Pro und Kontra 
Europa hinauslaufen. Daraus ergäbe sich ein 
Anreiz, europaweite Parteien zu gründen, 
und eine echte europäische Öffentlichkeit 
könnte sich bilden. 

Der Frage „Wo versteckt sich die europäi-
sche Öffentlichkeit?“ widmete sich in ihrem 
gleichnamigen Vortrag Christine Landfried, 
emeritierte Professorin für Politikwissen-
schaft an Universität Hamburg. Ein Schritt, 
um sie zum Vorschein zu bringen, besteht für 
Landfried in einer institutionalisierten Bür-
gerbeteiligung „von unten“, beispielweise  
in Form „europäischer Konvente“. Dabei 

könnte es sich um Gremien handeln, deren 
Mitglieder nach dem Zufallsprinzip ausge-
wählt würden, um eine möglichst große 
Vielfalt zu erreichen. Denkbar wären mitein-
ander vernetzte Gruppen auf regionaler, na-
tionaler und supranationale Ebene mit dem 
Recht, von den Entscheidungsträgern gehört 
zu werden und auch eigene Vorschläge ein-
zubringen.

Möglicherweise könnten Vorschläge wie 
die von Christine Landfried und Stefan Kadel-
bach dazu beitragen, dass bei Wahlen zum 
Europaparlament konkrete europäische Sach-
fragen im Vordergrund stehen. Bisher ging es 
bei den Europawahlen in den Mitgliedsstaa-
ten zu einem großen Teil um die prinzipielle 
Existenz der EU oder auch um die Bewertung 
des nationalen Regierungshandelns. Deshalb 

seien sie häufig „Protestwahlen“ oder „Denk-
zettelwahlen“, so Philip Manow, Professor für 
Vergleichende Politische Ökonomie an der 
Universität Bremen. 

Laut- und Meinungsstärke der Europagegner
„Wir brauchen eine klare Idee für Europa, 
die so griffig ist, dass sie auf den sprichwört-
lichen Bierdeckel passt“, sagte Ulrike Guérot, 
Professorin an der Donau-Universität Krems 
und dort Leiterin des Departments für Euro-
papolitik und Demokratieforschung. Ein 
strategischer Vorteil der Europagegner sei 
deren Laut- und Meinungsstärke, so Guérot 
in dem Podiumsgespräch mit der Schriftstel-
lerin Mara-Daria Cojocaru. Laut Cojocaru, 
die auch Philosophie-Dozentin an der Hoch-
schule für Philosophie in München ist, sug-
gerieren die Populisten nationale Problem
lösungskompetenzen, die gar nicht mehr 
vorhanden sind. 

Das Publikum gab sich durchweg pro 
Europa. Viele forderten, Ulrike Guérot bei-
pflichtend, viel mehr Leidenschaft für die 
Idee eines gemeinsamen Europas. Aus den 
Reihen des Publikums meldete sich auch Mi-
chael Stolleis, emeritierter Professor für öf-
fentliches Recht und Rechtgeschichte an der 
Goethe-Universität und Gründungsmitglied 
des Clusters. Er skizzierte den Vorschlag, statt 
der Einführung einer europäischen Arbeits-

losenversicherung die nationalen Siche-
rungssysteme zu erhalten und mit EU-Geld 
zu ertüchtigen. 

„Sie sind ein Europaskeptiker“, rief ein Zu-
schauer Andreas Rödder zu. Der Professor für 
Neueste Geschichte an der Universität Mainz 
hatte sich in seinem Vortrag gegen Überlegun-
gen ausgesprochen, die EU in einen Bundes-
staat und eine Transferunion umzuwandeln. 
Eine Transferunion, etwa nach dem Muster 
des deutschen Länderfinanzausgleichs, wäre, 
so Rödder, unter den Mitgliedsstaaten nicht 
mehrheitsfähig und würde der Wettbewerbs-
fähigkeit der Europäischen Union als ganzer 
schaden. Auch Bündnisse einzelner Staaten, 
die neben der EU agieren, könnten sinnvoll 
sein, um Europa eine Stimme in der Welt zu 
geben. Denkbar wäre beispielsweise eine ver-

stärkte Zusammenarbeit der europäischen 
„Kraftzentren“ Deutschland, Frankreich und 
Großbritannien.

Vom „Pulse of Europe“ schließlich nahm 
der Rechtsanwalt und Mitbegründer Daniel 
Röder an den Römerberggesprächen teil. Der 
Aktivist wurde dann besonders eindringlich 
und grundsätzlich. Nur ein gemeinsam han-
delndes Europa könne einen nennenswerten 
Beitrag zum weltweiten Klimaschutz leisten. 
Und für den Kontinent selbst würde das 
Ende der europäischen Idee die Rückkehr 
überwunden geglaubter Kriege und Kon-
flikte bedeuten. 

Die Frankfurter Römerberggespräche be-
stehen seit 1973 in ununterbrochener Folge 
und sind eine feste Institution der Debatten-
kultur in Deutschland. Vorsitzender des Trä-
gervereins Römerberggespräche e.V. ist Miloš 
Vec, Professor für Rechts- und Verfassungs-
geschichte an der Universität Wien und seit 
2013 assoziiertes Mitglied des Clusters. Die 
nächsten Römerberggespräche werden am 
2. November 2019 stattfinden. Das geplante 
Thema lautet: „30 Jahre nach dem Mauerfall 
– Mehr Aufbruch wagen!“.� Bernd Frye

www.roemerberggespraeche-ffm.de
www.normativeorders.net/de/roemerbergge-

spraeche

Prof. Stefan Kadelbach (l.) im Gespräch mit Alf Mentzer. Foto: Normative Orders

»Michael Hauck 
Gastprofessur« für 
interdisziplinäre 
Holocaustforschung

I m Sommersemester 2019 wird PD Dr. 
Boris Burghardt die „Michael Hauck  
Gastprofessur“ für interdisziplinäre Holo- 
caustforschung am Fritz Bauer Institut 

innehaben. Er ist wissenschaftlicher Assis-
tent am Lehrstuhl für deutsches und in-
ternationales Strafrecht, Strafprozessrecht 
und Juristische Zeitgeschichte (Prof. Ger-
hard Werle) am Institut für Kriminalwis-
senschaften der Humboldt-Universität zu 
Berlin. Als Jurist hat sich Burghardt seit 
Langem mit der strafrechtlichen Aufar-
beitung von NS-Unrecht und mit ver-
schiedensten Fragen des internationalen 
Völkerstrafrechts befasst. Unter anderem 
publizierte er zur „Gehilfenstrafbarkeit 
bei Massentötungen in national-sozialisti-
schen Konzentrationslagern“, über den 
Braunschweiger „Remer-Prozess“ und 
über die „Wiederentdeckung, Verklärung 
und Vereinnahmung“ Fritz Bauers. Seine 
Dissertation untersuchte die Rechtspre-
chung internationaler Strafgerichtshöfe für 
das ehemalige Jugoslawien und Ruanda. 
In seiner Habilitationsschrift behandelt 
Herr Burghardt „Grundlagen der moral-
philosophischen und der strafrechtlichen 
Zurechnungslehre“. Am Historischen Se-
minar der Goethe-Universität bietet Boris 
Burghardt im Sommersemester eine Vor-
lesung über die strafrechtliche Aufarbei-
tung des NS-Unrechts und ein Seminar 
zum Thema „Völkermord vor Gericht“ an. 
Beide Veranstaltungen sind geöffnet so-
wohl für Studierende der Geschichtswis-
senschaft als auch für Studierende der 
Rechtswissenschaft. Die erstmals 2001 am 
Fritz Bauer Institut eingerichtete „Gast-
professur für interdisziplinäre Holocaust-
forschung“ wurde 2015 durch die groß-
zügige Förderung von Michael Hauck und 
seinem Schwiegersohn Oliver Puhl wieder-
belebt. Am 18. Januar 2018 ist Michael 
Hauck im Alter von 90 Jahren in Frank-
furt am Main gestorben. Aus den Mitteln 
der jetzt aufgelösten „Stiftung Michael 
Hauck“ und mit der fortgesetzten Unter-
stützung durch die „Puhl Foundation“ 
kann die nunmehr nach Michael Hauck 
benannte Gastprofessur für weitere fünf 
Jahre finanziert werden. Die Gastprofes-
sur ist am Fritz Bauer Institut angesiedelt 
und bietet Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftlern, die sich aus historischer 
Perspektive mit der Erforschung der Ge-
schichte und Wirkung des Holocaust be-
schäftigen, die Möglichkeit, für jeweils ein 
Semester nach Frankfurt zu kommen. 
Dort bieten sie Lehrveranstaltungen am 
Historischen Seminar der Goethe-Uni- 
versität an und gehen am Fritz Bauer 
Institut ihren Forschungsprojekten nach.

PD Dr. Boris Burghardt. Foto: Werner Lott
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